
strenge Form der Landwirtschaft, die auf den Einsatz herkömm­
licher Pestizide sowie auf mineralische Stickstoffdüngung ganz 
verzichtet, leistet einen besonderen Beitrag zur Schonung na­
türlicher Ressourcen, des Grundwassers beispielsweise, sowie 
zur Förderung der Arten- und Formenmannigfaltigkeit.

Vorstellbar wären auch Versuche neuartiger Lebensmodelle 
auf dem Lande - ich nenne das Beispiel Ökodorf um ein ökolo­
gisch bewußtes und sozial förderliches Leben, Wohnen und Ar­
beiten, möglicherweise unter Einbeziehung von Behinderten, zu 
entwickeln.

(Vereinzelt Beifall)

Meine Betonung des Konjunktivs ist beabsichtigt, denn es ist 
alles offen. Die finanziellen Regelungen stehen hier ohnehin 
nicht zur Debatte, wären aber dringend zu treffen.

Bei der juristischen Abfassung des Gesetzestextes stand der 
Ökonom näher als der Ökologe. Pacht und Nutzung des Bodens 
zielen einzig und allein auf Ertrag und Gewinn. Das kann, muß 
aber keinesfalls ökologisch verträglich sein.

In der Tat steht die derzeit praktizierte konventionelle Land­
wirtschaft im Ost- wie im Westteil Deutschlands an der Spitze 
der Verursacher des Artensterbens und der Biotopzerstörung. 
Zudem hebt sich die intensive Landwirtschaft als der Hauptver- 
schmutzer unserer wichtigsten Trinkwasserquelle, des Grund­
wassers, hervor. Ich spreche von der Nitrat- und Pestizidbela­
stung.

Wenn diese so praktizierte Landwirtschaft einer sogenannten 
ordnungsgemäßen Landwirtschaft entspricht, muß massiv Ein­
spruch erhoben werden. Es ist deshalb zu verlangen, daß der im 
Gesetzestext mehrfach verwandte Begriff der „ordnungsgemä­
ßen Landwirtschaft“ näher zu definieren ist.

Unbehagen erfaßt mich darüber hinaus beim möglicherweise 
unbedachten Gebrauch des Terminus Flurbereinigung. Mir ist 
bekannt, daß dieser Begriff in der Bundesrepublik verwendet 
wird.

Unter diesem scheinbar sauberen und Ordnungsliebe vorge­
benden Begriff wurden in der Vergangenheit die Bäume aus der 
Landschaft entfernt, Kleingewässer zugeschüttet, Bäche begra­
digt und in Beton gelegt oder unterirdisch verrohrt. An der da­
durch ausgelösten Verarmung der Agrarlandschaft leiden 
Mensch und Natur noch heute.

(Vereinzelt Beifall bei Bündnis 90/Grüne, SPD und DBD/DFD)

Eine perfektionierte Neuauflage dieser Naturraumzerstörung 
darf es nicht geben.

(Beifall)

Deshalb plädiere ich dafür, den vorbelasteten Begriff Flurbe­
reinigung konsequent durch den Terminus Flurneuordnung 
oder Flurneugestaltung zu ersetzen.

Naturschutz und Landschaftsplanung sind in jedem Falle in 
die Verfahren der Flumeuordnung einzubeziehen. Die Agrar­
landschaft muß im Zuge der Flurneugestaltung wieder mit ei­
nem Mosaik von Lebensräumen versehen werden.

Die Neuanlage von Flurgehölzen und Kleingewässern, die 
Wiederherstellung artenreicher Wiesen und naturnaher Fließ­
gewässer, und die Renaturierung von Moorbiotopen gehören 
auf die Tagesordnung.

Für die Erfüllung dieser landeskulturellen Ansprüche sind 
Flächen erforderlich. Diese sind zum Teil extensiv zu bewirt­
schaften. Die Bäuerinnen und Bauern unseres Landes müssen 
künftig dafür bezahlt werden, daß sie die Kulturlandschaft pfle­
gen, daß sie durch eine schonende und angepaßte Bewirtschaf­
tung des Landes bedrohten Arten das Überleben ermöglichen.

(Beifall)

70% aller Arten an Pflanzen und Tieren können nur in der 
freien ungeschützten Landschaft überleben. Nur der Rest von 
30% aller Arten ist durch bestehende Naturschutzgebiete im 
Fortbestand gesichert.

Finanzielle Belohnung verdienen die Bauern aber auch, wenn 
sie dafür sorgen, daß auf ihrem Land nicht nur Feldfrüchte her­
anwachsen, sondern auch sauberes Grundwasser, unser wert­
vollstes Lebensmittel, erzeugt wird.

Das verstehe ich in groben Zügen unter ordnungsgemäßer 
Landwirtschaft.

Ich empfehle eine Überweisung des Gesetzentwurfs an die 
vorgesehenen Ausschüsse sowie zusätzlich an den Umweltaus­
schuß.

(Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder: Es gibt eine 
Zwischenfrage. Sind Sie bereit, darauf einzugehen?)

Ja, bitte.

Prof. Dr. Kauffold (SPD):

Meinen Sie, daß es gut ist, alle gesetzgeberischen Vorhaben 
zur Agrarpolitik in einen Gesetzentwurf zu stecken? Ich würde 
meinen, daß ein Strukurförderungsgesetz, das vorgesehen ist, 
diesen sehr berechtigten Anforderungen viel besser entspr 
chen kann, als ein Gesetz, was nur zunächst mal den Zusammen­
schluß und die Auflösung, Neubegründung von Betrieben be­
trifft.

Dr. Dörfler (Bündnis 90/Grüne):

Ja, ich bin kein Jurist. Ich habe aus naturwissenschaftlicher 
und umweltpolitischer Sicht meine Meinung hier vorgetragen, 
und ich bin in diesem Hause, um die ökologischen Erfordernisse 
vorzutragen. Wie diese am besten und am effektivsten juristisch 
umgesetzt werden, überlasse ich gerne den Juristen.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Danke schön, Dr. Dörfler, von der Fraktion Bündnis 90/Grüne. 
Es schließt sich an Abgeordneter Dr. Hans Watzek von der Frak­
tion DBD/DFD, und ich erinnere noch einmal daran, dieser Bei­
trag kann also 15 Minuten umfassen.

Dr. Watzek von der Fraktion DBD/DFD:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abgeordneten! Der^ 
Gesetzentwurf über die strukturelle Anpassung der Landwirt­
schaft an die soziale und ökologische Marktwirtschaft in der 
DDR - Anpassungsgesetz - enthält Regelungen, die in ihrem 
Grundanliegen dem erklärten Willen der Mehrheit der Genos­
senschaftsmitglieder entsprechen, die LPG strukturell umzuge­
stalten und sie als eingetragene Genossenschaften in die Markt­
wirtschaft überzuleiten.

Der Entwurf berücksichtigt die Chancengleichheit der Eigen­
tums- und Unternehmensformen in der Landwirtschaft, indem 
detailliert das Verfahren bei der Wiederaufnahme der einzelbäu­
erlichen Wirtschaften geregelt wird. Für die LPG werden die 
Eigentums- und Nutzungsrechte an ihren Vermögenswerten 
insgesamt ausreichend geregelt. Auf einige Probleme wird noch 
eingegangen.

Die Vorschriften über die Teilung und den Zusammenschluß 
der LPG bieten eine geeignete rechtliche Grundlage für die 
Schaffung wettbewerbsfähiger Genossenschaften durch eigen­
verantwortliche Entscheidungen der Genossenschaftsmitglie­
der. Damit können durch administrative, reglementierende 
Maßnahmen herbeigeführte Fehlentwicklungen - z. B. Tren­
nung von Pflanzen- und Tierproduktion - überwunden werden. 
Die Regelungen über die Umwandlung der LPG in eingetragene
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